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Klingenstadt Solingen Der Oberbürgermeister ■ R3 - 42601 Solingen Ressort 3 - Bürgerservice, Recht, Soziales, 
Sicherheit und Ordnung

Gebäude Walter-Scheel-Platz 1
Zimmer 1.059
Fon
Durchwahl
Fax

0212 290 - 0 
0212 290-2350 
0212 290-74 2350

Es berät Sie Bgo. Jan Welzel
Sprechzeiten nach Vereinbarung
E-Mail j.welzel@solingen.de

Ihr Schreiben Mein Zeichen

R3-16-KS/20/002
Datum

20.03.2020

Allgemeinverfügung der Stadt Solingen vom 20.03.2020 zu kontaktreduzierenden Maßnah­
men nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men­
schen (Infektionsschutzgesetz)
Hier: 3. Fortschreibung der Allgemeinverfügung vom 16.03.2020

Diese Allgemeinverfügung ersetzt die Allgemeinverfügungen vom 16.03.2020, vom 17.03.2020 und 
vom 18.03.2020 zu kontaktreduzierenden Maßnahmen nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämp­
fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz).

Gemäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) wird zur Verhütung der Weiter­
verbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen folgende Allgemeinverfügung bis zum 19.04.2020 an­
geordnet:

I.
1. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten werden für den Zeitraum von 14 Tagen nach Aufenthalt 
Betretungsverbote für folgende Bereiche zu erlassen:

a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Heilpädagogi­
sche Kindertages-einrichtungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fällen", Schulen und Heime, in de­
nen überwiegend minderjährige Personen betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach 
§ 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe)

b) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern 
vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken
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c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen im Sinne 
des SGB IX sowie ähnliche Wohnformen

d) Berufsschulen

e) Hochschulen

2. Für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie für stationäre Einrichtungen 
der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen im Sinne des SGB IX sowie ähnlichen 
Einrichtungen werden nachstehende Maßnahmen angeordnet:

Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Corona-Viren zu 
erschweren, Patienten und Personal zu schützen und persönliche Schutzausrüstung einzuspa­
ren.

Sie haben Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche auszusprechen; maxi­
mal ist aber ein registrierter Besucher pro Bewohner/ Patient pro Tag mit Schutzmaßnahmen 
und mit Hygieneunterweisung zuzulassen. Ausgenommen davon sind medizinisch oder 
ethisch-sozial angezeigte Besuche (z. B. Kinderstationen, Palliativpatienten).

Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen für Patienten 
und Besucher sind zu schließen

Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informationsveranstaltungen 
etc. sind zu unterlassen.

3. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind zu schließen beziehungsweise ein­
zustellen:

- Alle Gaststätten (Kneipen, Cafes, Restaurants, etc), Bars, Clubs, Diskotheken, Theater, Opern- 
und Konzerthäuser, Kinos, Museen und ähnliche Einrichtungen unabhängig von der jeweiligen 
Trägerschaft oder von Eigentumsverhältnissen

- Alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (drin­
nen und draußen), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen

Bolz- und Spielplätze, sowie Schulhöfe außerhalb der Notbetreuung.

Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder, Saunen und ähnliche Einrichtungen

Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sonstigen öffentlichen und privaten 
außerschulischen Bildungseinrichtungen

Reisebusreisen

Jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen sowie alle 
Zusammenkünfte in Vereinen, Sportvereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen
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Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Einrichtungen 

Physio- und Massageeinrichtungen (vergl. Ziff. 9.).

Gleiches gilt für Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen 

Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind untersagt (vergl Ziff 4).

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen ist ab sofort beschränkt und nur unter 
strengen Auflagen sowohl für den Innen- als auch den Außenbereich (Besucherregistrierung mit Kon­
taktdaten, Reglementierung der Besucherzahl, Vorgaben für Mindestabstände zwischen Tischen von 2 
Metern, Hygienemaßnahmen, Aushänge mit Hinweisen zu richtigen Hygienemaßnahmen) gestattet:

- Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und

- der Betrieb von Hotels (Übernachtung/Bewirtung) von nichttouristischen Übernachtungsgästen.

5. Der Betrieb aller erlaubnispflichtigen und erlaubnisfreien Gastronomiebetriebe ist untersagt, soweit 
Speisen oder Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle verabreicht oder angeboten werden.

Ausschließlich zum Verzehr außer Haus dürfen Speisegaststätten, Imbissbetriebe und Catering-Unter­
nehmen Speisen und Getränke verabreichen, sofern ein Aufenthalt von Gästen auf die Abholung der 
Speisen und Getränke begrenzt ist, Hygienebestimmungen eingehalten werden, der Zutritt im erfor­
derlichen Maße gesteuert wird und Warteschlangen durch organisatorische Maßnahmen vermieden 
werden.

6. Alle Verkaufsstellen des Einzelhandels sind zu schließen.

Ausgenommen hiervon ist der Einzelhandel für Lebensmittel, Wochenmärkte, Abhol- und Liefer­
dienste, Getränkemärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken und Sparkassen, 
Poststellen, Reinigungen, Waschsalons, der Zeitungsverkauf, Bau- und Gartenbau- und Tierbedarfs­
märkte und der Großhandel. Dienstleister und Handwerker können ihrer Tätigkeit weiterhin nachge­
hen.
Die vom Öffnungsverbot ausgenommenen Verkaufsstellen haben bei ihrer Öffnung allerdings aus­
drücklich sicherzustellen, dass die Hygienebestimmungen eingehalten werden, der Zutritt im erforder­
lichen Maße gesteuert wird und Warteschlangen durch organisatorische Maßnahmen vermieden wer­
den.

7. Der Zugang zu Einrichtungshäusern und Einkaufszentren, „shopping- malls" oder „factory outlets" 
und vergleichbaren Einrichtungen ist nur gestattet, wenn sich dort nicht zu schließende Einrichtungen 
nach Nummer 5 Satz 2 befinden und nur zu diesem Zweck sind diese Einrichtungen aufzusuchen. Dies 
ist mit geeigneten Maßnahmen wie z.B. Zugangskontrollen sicherzustellen.

8. Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärkten, Abhol- und Lieferdiensten, Apo­
theken sowie Geschäften des Großhandels ist bis auf weiteres auch die Öffnung an Sonn- und Feier­
tagen von 13 bis 18 Uhr gestattet; dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag und Ostermontag.
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9. Alle Verkaufsstellen (alle Ladengeschäfte, Apotheken, Tankstellen etc.) sowie Musterausstellungen 
(Autohäuser, Show-Räume für Küchen, Möbel, etc.) sofern sie unter Punkt 5 Satz fallen, müssen ge­
eignete Maßnahmen zur Hygiene wie Steuerung des Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlangen 
treffen.

10. Einrichtungen des Gesundheitswesens können unter Beachtung der gestiegenen hygienischen An­
forderungen geöffnet bleiben. Hierzu zählt auch die Durchführung von medizinisch verordneter Physi­
otherapie.

11. Veranstaltungen und Versammlungen sind grundsätzlich untersagt. Das schließt grundsätzlich 
auch Verbote für Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach Durchfüh­
rung einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen werden können. Ausgenommen sind 
Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseins- 
für- und -Vorsorge zu dienen bestimmt sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z. B. Wo­
chenmärkte).
Zusammenkünfte von mehr als 4 Personen unter freiem Himmel sind untersagt, es sei denn, 
die Personengruppe ist dadurch verbunden, dass sie in ständiger häuslicher Gemeinschaft 
miteinander lebt (z.B. Familien, ständige Wohngemeinschaften), die Zusammenkunft bei der 
Erledigung von Besorgungen zur Deckung des täglichen Bedarfs unvermeidbar (z.B. Warte­
schlagen) ist oder aus zwingenden beruflichen Gründen erfolgt.

12. Versammlungen auch zur Religionsausübung unterbleiben. Kirchen, Islam-Verbände und jüdische 
Verbände haben entsprechende Erklärungen abgegeben.

II.
Bei Verstößen gegen Regelungen dieser Verfügung wird die Anwendung von unmittelbarem Zwang 
angedroht.

III.
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. 
Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung.

IV.
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

V. Aufhebung der Allgemeinverfügung vom 18. März 2020
Hiermit wird die Allgemeinverfügung der Stadt Solingen vom 18. März 2020 auf Grundlage des Erlas­
ses des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 17. 
März 2020 zur Fortschreibung der Erlasse vom 1 S. und 17. März 2020 zu weiteren kontaktreduzieren­
den Maßnahmen ab dem 18. März 2020 sowie der §§ 16 Abs. 1 S. 1, 28 Abs. 1 S. 2 des Gesetzes zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - 
IfSG), aufgehoben.

Begründung:

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in Deutschland 
und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und der weiter­
hin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, kontaktreduzierende
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Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungs-dynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unter­
brechen. Die Maßnahmen sind geeignet, zu einerweiteren Verzögerung der Infektionsdynamik beizu­
tragen und daher erforderlich.

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z. B. durch Husten, Niesen 
oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu Übertragun­
gen von Mensch-zu-Mensch kommen.
Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Ziffer 1 dieser Weisung ist § 28 Absatz 1 Satz 
2 Infektionsschutzgesetz (IfSG).

Rechtgrundlagen der Maßnahmen sind §§ 16 Abs. 1, 28 Abs. 1 S. 2 IfSG. Zur Gesundheitssicherung 
der Bevölkerung ist es notwendig, Dauer, Anzahl und Intensität von Kontaktmöglichkeiten, sowie die 
fehlende Zurückverfolgbarkeit zu begrenzen.

Aufgrund der aktuellen Risikobewertung kann nur mit dieser Einschränkung sozialer Kontaktmöglich­
keiten die dringend erforderliche Verzögerung des Eintritts von weiteren Infektionen erreicht werden. 
Die Regelung orientiert sich an einer Reduzierung der sozialen Kontaktmöglichkeiten in Anlehnung an 
die Schutzbestimmungen an stillen Feiertagen. Ziel ist es, durch eine vorübergehende konsequente 
soziale Distanzierung die Ausbreitung des Virus im täglichen Leben zu verlangsamen. Die Maßnahmen 
sollen dazu beitragen, das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten 
für die Behandlung von Erkrankten sowie sonstigen Krankheitsfällen bereithalten zu können. Damit 
wird auch Zeit gewonnen, Therapeutika und Impfstoffe zu entwickeln.

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich befristete Verbot nicht nur zur Gefahrenabwehr 
geeignet, sondern auch erforderlich und verhältnismäßig. Zwar werden die Grundrechte der Artikel 2, 
Absatz 2, Satz 2, 12 Abs. 1,14 Abs. 1, Artikel 8 Grundgesetz insoweit eingeschränkt. Die Maßnahme 
ist in Anbetracht der vorrangigen Interessen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, insbesondere 
der besonderen Risikogruppen, gerechtfertigt.

-Rechtsbehelfsbelehrung-

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, erheben.
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